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i. EINFÜHRUNG

Berlin isı die neue HaUplSladı der vereinigıen DeulSChland und auch eine wichtige
Metropole von Europa. Als eines von sechzehn Uindem hat Berlin eine Landesregienıng,
sie heisst Senat von Berlin. Umer dem Senat arbeitet die Hauptverwaltung, vergleichbar
den Ministerien in den anderen Uindem. Der Regierende Bürgermeister ist der Lelter von
der fünfzehn Senatsverwaltungen 1 (wie SenalSverwaltung für Finanzen, für Inneres, für
Justiz, für Soziales, für Gesundheit, für Bau- und Wohnunswesen, für Jugend und Familie
ete.) Der Senat nimmt dureh die Hauptverwaltung die Angelegenheiten wahr, die in der
ganzen Sladt einheiılieh durchgeführt werden müssen.

Naeh der Gesehiifısverteilung der Senatsverwaltungen gehören zum
GesehaflSbereieh der Senatsverwaltung für Inneres2 StaalS-, Verfassungs und staatliehes
Organisaıionsreeht allgemeines Verwalıungsrechı, Verwaltungsverfahren naeh der
Verwaııungsgeriehtsordnung; Sıaatsangehörigkeits- und Einbürgerungssaehen;
Personenslandwesen, Datenschutz, Slatisıik ete. Die SenalSverwaltung für Inneres ist
zusUindig aueh für allgemeine Fragen der Verwaltungsorganisation: Besonders die
SenalSverwaltung für Inneres besteht aus den Abteilungen AV (AIIgemeine Verwaltung),
i (Verfassungs- und Verwaltungsrecht, Wahlen, Daıensehutz, StaalSangehörigkeits-,
Namens- und Personenslandwesen, GeschaflSverfahren, EnlSChadigung und Betreuung der
Opfer der nationalsozialistisehen Verfolgung), II (Reehı des öffemliehen Dienstes), ILI
(Öffemliehe Sieherheit und Ordnung), V (Organisation und Rationalisienıng, Sıellenplan,
Verwaltungsautomation, Büroteehnik, Innere Dienste). Es gibt aueh die Abteiluog IV,
Landesamı für VerfassungsschulZ, obwohl in dem Aufbauorganigram oieht steht, aus dem
Grund des Geheimnisses wird nicht bekanm gegeben.

*Forschungsassistenıin an dcr Fakulıaı für poliıische Wissenschafıen. Universiıaı Ankara.
lGliederung dcr Berliner Verwaltung, Sland: ı. Okıoher 1991.
2Dienstblatt des Senaıs von Berlin. Tcil ı. Nr. 2 (17. Februar 1992). s. 13-14.
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An der Abteilung V gibt es vier Referade unter der Leitung des Abteilungsleiters.
Referat VA ist zustlindig für Dienstgeblludeangelegenheiten,
Verbesserungsvorshlagwesen: Fachaufsicht über der Fuhrpark und der
Verwa1tungsdrückerei; Neuoberec:hnung von Personal and Versorgungsbezügen.

Referat VC ist zustl1ndig für Verwaltungsreform; Verwaltungsstrukturkritik;
Querschnittsaufgaben der Verwaltungsorganisation in der Hauptverwaltung und den
Bezirksverwaltungen; ressortsübergreifendes IT Management

Die Verwaltung des Landes Berlin ist ein sehr spannendes Therna. Es gibt
Zweistufigkeit in der Verwaltung, nllmlich die Hauptverwaltung sogenannte
Senatsverwaltungen und die Bezirke. Die Bezirice reprl1sentieren in Berlin die kommunale
. Selbstverwaltung. Natürlich kann man die Bezirke nichtso einfach als kommunale
Selbsverwaltung wie Gemeinden und Gemeindeverbllnde in den FU1chenstaaten nennen.
Die Begrfindungen werden Schritt für Schein in dP..nnl1chsten Teilen geschildert

Die Problematik dieseli Aufsatzes nst als die Verwaltungsreform der
Bezirksverwaltungen ausgewl1hlt. Aber die bezirksbezogenen Reformma8nahmen und die
Verwaltungskritik'sind nur ein Teil der ganzen Reformarbeit der Senatsverwaltung für
Inneres, Abteilung VC. Die Reformma8nahmensind auch nieht nur mit den hier
erwllhnten Diskussionen bescllrllnkt. Es gibt die Reformvorschlllge über z.B.
Personalwesen und die Senatsverwaltungen. Andererseits ist der wiehtigste Punk: die
Verwaltungsreform wird als k,~in einmaliger Akt, sondem ein stl1ndiger Proze8
beschrieben.

Dieser Aufsatz besteht neben der Einfahrung aus vier Teilen. Nach der kurzen
Einführung wird in dem zweiten Teil die allgemeine Organisation der Berliner Verwaltung
erörtet. In dem drltten Teil handelt es sich um die Begrfindungen der Verwaltungsreform
in Berlin. In dem vierten Teil wird über die ausgc~wl1hltenReformma8nahmen informiert
Der letzte und vieııeieht der wichtigste Teil ist das SehluBworl Obwohl bisher meistens
um deskritive Bemerkungen geht, wurden in diesem letzten Teil aueh kritische Analysen
vorgenommen. Dieser Kritik iiber die Berliner Verwaltung, besonders über die
Bezirksverwaltungen, wurde ein Vergleich mit der kommunalen Selbstverwaltung in den
GroSstl1dten in der Türkei, weil es in der Türkei aueh zweistufige Verwaltung in den
GroBstlldten wie İstanbul, ızmir und Ankara gibt. Aber man muS niemals vergessen, daS
Berlin ein Stadtstaat in der födemtiv organisierten Bundesrepublik Deutschland und die
Türkei ein einheitlicher zentrakr Staat ist. Beim Vergleich soıı dieser sehr wichtige
Underschied bemerkt werden. '

II. EIN ÜBERBLICK DES AUFBAUS DER BERLINER
VERWALTUNG

Berlin ist ein Stadtstaatı~enauso wie die Under Hamburg und Bremen.' Die
staadiehe und gemeindliehe Tlltigkeit ist in Berlin nicht getrennt In der Verfassung von
Berlin Artikel ıAbsatz ısteht: "Berlin ist ein deutsehes Land und zugleich eine Stadt".
Das bedeutet: die staatliehen und die kommunalen Aufgaben werden von einer
einheitlichen Gebietskörperschaften wahrgenommen.
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In Berlin gibt es gruncWıtzlich zwei verschiedenen Landesverwaltungen:

ı. Die unmittelbare Berliner Landesverwaltung ist in Hauptverwaltung
und Bezirksverwaltungen gegliedert. Im Sinne des A1lgemeinen Zustandigkeitsgesetz İSt
nur diese unmittelbare Landesverwaltung die Berliner Verwaltung.

Zur Hauptverwaltung. geMren die Mietglieder des Senats (Senatsverwaltungen.
z.B. Senatsverwaltung für Inneres, Senatsverwaltung für Soziales, Senatsverwaltung für
Justiz etc.), die ihnen nachgeordneten Behörden (z.B. Polizeipr:lsident,
Landeseinwohneramt, Statistisches Landesamt ele.) und nichtreehtsfiUıigen Anslalten wie
die Eigenbetriebe (z.B. BVG, Berliner Verkehrsgesellschaft)3.

Nach der Verfassung von Berlin (vom ı. September 1950) war Berlin in 20
Bezirke eingeteilt Aber diese Zahl ist nach der Wiedervereinigung auf 23 emöht4.

Organe der Bezirksverwaltung sind die Bezirksverordnetenversammlung und
Bezirksamt Zu den Bezirkverwaltung geMren auch nichtrechtsfiUıige Anstalten. rulmlich
Schulen und Krankenhausbetriebe.

2. Die mittelbare- nachgeordnete Berliner Landesverwaltung besteht
aus Körperschaften, Anstalten und Stiftungen z.B. berufsstltndische Kammer, Instituten
ete. Diese Verwaltung ist in Fonn von selbststltndigen juristischen Personen des
öffendichen Rechts aufgebaut

Nach der Verfassung von Berlin und dem AUgemeinen Zustllndigkeitsgesetz (AZG) .
nehmen die Bezirke zwei verschiedene Aufgaben wahr. Eine Gruppe der Aufgaben sind
sogenannte bezirkseigene Angelegenheiten. Das bedeutet Die Bezirke sind zustllndig für
die Verwaltungsaufgaben, die in den gesetzlichen Regelungen ausdrücklich den
Senatsverwaltungen und den ihnen unmittelbar nachgeordneten Behörden und
Einrichtungen nicht zugewiesen sind. z.B. die Einzelpersonalangelegenheiten, der grö6te
Teil der sozialen Leistungen ete.

Die andere Gruppe der Aufgaben sind unter der Fachaufsicht einer
Senatsverwaltung übertragen. z.B. Ordnungsaufgaben wie die Bau- und
Wohnungsaufsichl, die Gesundheits-, VeterinaJ"- und Lebensmittelaufsicht5.

III. DIE BEGRÜNDUNGEN DER VERWAL TUNGSREFORM

Man kann diese Begründungen in zwei Gruppen gliedem:

ı. Die allgemeine Begründungen: Die Verwaltungsreformarbeit hat im
Jahr 1982 hegonnen. Damaliges Abgeordnetenhaus von Berlin hat entschieden, cine
Enquete Kommission zu bilden, um über die Verwaltungsreform zu bearbeiten. Der

3Ygl. Art. 44 Yerfassung von Berlin und Art. 2 Abs. 2 Allgemeine Zustanigkeitsgezets.
4Ygl. Art 4 Abs. i Yerfassung von Berlin vom 1. September 1950 zuletz gelindert durch
Gesetz vom 3. Juni 1991.

5Ygl. Art. 51 Abs. 1-2-3 Yerfassung von Berlin.
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Zweck war, eine effektive, sparsame und bürgernlihe Verwaltung zu schaffen. Um diesen
'Zweck realisieren zu können, hatten sie folgende:Ziele:

- Gewahrleistung der BÜluerbeteiligung,
- Venneidting von Doppclarbeit,
- Dezentralisienıng der V(:rwaltung.
Nach den Bericht dieser Enquete Kommission wurden folgende Punkte

vorgesehen6: . .
- Starkung der Eigenverantwortung der bezirklichen Verwalwng,
_ Anderung der ZusUlndigkeits -Aufgabenverteilung zwischen Haupt- und

Bezirksverwaltung hinsichtlich einer Neuordnung der Vorbehalts-und bezirkseigenen
Aufgaben und der Ordnungsaufgaben, .

_ Andenıng der Bezirksverwaltungsorganisation hinsichtlich der Grö6e und
Struktur der Bezirksantter,

- Abbau der Bürokratisierung,
. - Überleitung von Verwıılwngsaufgaben in besser geeignete Organisationsformen
oder auf andere Trliger.

Es gibt zwei verschiedene Kritiksgnıppen über die Verwaltung von Berlin 7:

1.1. Verwaltungskritik:

- Es gibt eine Monopolsıı~l1ung in der öffenilichen Verwaltung,
- Selbst in den Handlungsbereichen gibt es in Verwaltungen keinen wirksamen

Erfolgsma6stab und damit keine Erfolgshaftung,
- Führung in der Verwaltung ist keinerlei koniereten Optimierzungszwiinge

unterworfen,
- Wenig Innovalion und Rationalisierung; Handlungs- und Anpassungsfllhigkeit

istbegrenzt

1.2. Kritik der Bürgt~r:

- Das Verwaltungshandeln erscheint undurchsichtig; Zustandigkeiten sind unklar
und überschneiden sich,

- Die Beteiligung der Büı'ger ist zu wenig oder nur fonnalistisch,
- Die Verwaltung erscheint unbeweglich und unwirtschaftlich.

. In dem Bericht über Umsetzung der Arbeitsergebnisse der Enquete Komn;ıission
zur Verwaltungsrefonn wurden folgende Ziele weiterbestimmt:

- Subsidiaritat der Verwaltung. Das heiGt Die Verwaltung sol1 nur dort tatig sein,
wo einzelne Bürger oder Gnıpp~ nicht selbst sinnvo11etwas regeln können oder wo ein
Handeln der Verwaltung aus manchen Granden notwendig ist; Prinzip der Subsidiaritat
zwischen Staat und Gesellschaft.

6Vgl. 2. Berieht der Enquete Kommission zur Verwaltungsreform vom 30. M.ai 1984: S. 3.
S.

7Vgl. 2. Berieht, 1984: S. S.
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- Nach dem Prinzip der innerbehördlichen SubsidiariUltsollte der BOrger gemd
Möglichkeit ortsnah und verlcehrgUnstigalle für ihn wichtigen Verwaltungssteııen fınden.

2. Wegen der Situation der Bezirksverwaltung: in Berlin gibı es neben
den allgemeinen Problemen wie alle Verwaltungen zusalZlichbesondere Probleme wegen
der Zweistufigkeii der VerWaltung.Berlin ist ein groBesGebiet und jetzt die HaUPtSIadt
der Bundesrepublik Deutschland. Deshalb mu8 Berlin politisch und verwaltungsmdig.
untergliedem werden. Diese Zweistufigkeit der Berliner Verwaltung und in dem
Verordnung zur Durchführung des Aııgemeinen ZusUlndigkeitsgesetzes (DVO-AZG)8.
Dieses System ist sowie so effektiv, sofem die Hauptverwaltung und
Bezirksverwaltungen in arbeitsteiliger Weise seine Aufgaben erledigL Aber nur
Effektivilllt ist nicht reicht. Gleichzeitig muS die Verwaltung wirtsehaftlich und
bOrgemlibe sein. Deswegen soıı man die Eigenverantwortung der Bezirksverwaltung
vergröSem. DafOr ist das Hauptziel SUlrkungder eigenverantwortlichen bezirklichen
Selbstverwaltung durch Anderung der Zustandigkeits- und Aufgabenverteilung, well
Partner der BOrgerson nur eine Verwaltung sein und möglichst eine regionaI zUSllndige,
kompenente und entscheidungsfllhigeVerwaltung.

Andererseits haben die Bezirke in Berlin inanche Besonderheiten. Diese
Besonderheiten in der Organisation machen die Bezirke unterschiedlich von den
Gemeinden undGemeindeverbandenin F1achenstaaten.

i
2.1. Die Bezirke sind nicht in Form von den Körperschaften oder soostigen

juristischen Personen des öffentlichen Rechts. Es kann sich um die rechtliche Konflikte
sowohl zwischen Bezirk und BUrger als auch zwischen Bezirksverwaltung und
Hauptverwaltung handeln. Wenn ein BUrger eine Klage wegen der Entscheidung des
Bezirksamtes vor dem Verwaltungsgericht erhebt, erscheint in diesem Fall als Beklagter
das Land Berlin, also nicht das BezirksamL Andererseits kann es auch einen Rechtsstteit
zwischen den Organen der Bezirksverwaltung und dem Senat oder einer BehOrde der
Hauptverwaltung geben. Die KörperSchaftist als das Land Berlin dieselbe. Dieser Proze8
son deswegen als Organstreitverfahrenbezeichoen.

2.2. Die Organe der Bezirksverwaltungen haben keine legislativen Befugnisse.
Die Berliner Bezirke sind mit der Exekutive beschrllnkı Das bedeotet: Die Bezirke dOrfen
keinen Rechtsnormen erlassen wie die Gemeinden und andere Körperschaften des
öffentlichen Rechts. z.B. die wichtigste Gemeindesatzung ist fUr die BUrger die
BebauungspUine.

Dagegen haben Bezirksverordnetenversammlungen in einigen Fllllen ein
Mitwirkungsrecht bei dem ErlaS von Rechtsverordnungen. z.B..bei der Anderung der
Bezirksgrenzeund bei der Aufstellungder Bebauungsplane.

2.3. VieIIeicht ist die wichtigste Besonderheit der Bezirksverwaltung, daS die
Bezirke grundsatzlichkeine Etat- und Finanzhoheit haben. Die HaushaltspUlneder 8ezirke

8Vg1. Bericht vom 18.10.1988.
9Vgl. Aufbau und Aufgaben der Berliner Bezirksverwa1tung, 1992: 15-16.
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sind Teil des Berliner Hasthalt.splans. EigentIich ist das eine Konsequenz davon, daB die
Bezirke keine juristische Körpcr5'.chaften sind.

2.4. Gegenüber den schon erwlihnten Besonderheiten haben die Bezirke
PersonalhoheiL Sie sirid ganz selbstlindig für die EinsteIlung, EntIa8ung und Umsetzung
derpersonal innerhalb der Bezirb.verwaltung.

LV. DIE REFORMMA8NAHMEN

In den letzten Jahren gibt es eine neue zwar sehr starke Tendenz:
Verwaltungsleistungen soIlten meBbar und bewertbar seinıo. Dafür braucht man manche
Erfolgskriterien wie Effektivitlit, Effızienz, Qualitlit, Sparsamkeit und WirtschaftIichkeit
staatIicher Leistungen 11. Die Verwaltungsreform ist deswegen unvenneidbar auch für die
Berliner Verwaltung, weil komrnunale Reformen sind ein Teil von der Entwicklung im
Gesamtverwaltungssystem. In der jüngsten Zeit haben folgende Refonnthemen besonders
wichtige RoIle gespieltl2;

- Rückbau des Staates,
- Fortsetzung von Demokratisienıngsanstrebungen und Schaffung bürgemliherer

Verwaltung,
- Entbürokratisienıng,
- Reorganisation des öffentlichen Sektors wie DezentraIisierung und

RationaIisienıng,
- Verbessurung des Finanswesen,
- Leistungsorientienıng der öffemlichen Personalpolitik.

/

Die Reform der Berliner Verwaltung wird als ein sehr wichtiger
Politikschwerpunkt von dem Sen at angeschen. Denn die Aufgaben Betlins verlangen
dringcnd eine Verwaltungsreform. Berlin hat jetzt neue Bedürfnisse als Hauptstadt und
europaischer Metropole. Wegen dieser O(~uenMissionen soII man eine Refonn unteroben
geschilderten Kriterien umsetzen, die an eine leistungsflihige, kostengünstige,
demokratische und bürgernlihc Verwaltung verbindet ist. Aber inzwischen bleibt
zweistufiger Vcrwaltungsaufbau Berlin gleich .

. In dem Bericht, der im Jahr ı993 von der Senatsverwaltung für Inneres Abteilung
ve ausgearbeitet ist, stehen die Vorschıııge über die Verwaltungsrefonn in Berlin. Die
ausgewlihlte vorgeschlagene Reforrnma8nahmen:

ı. Die Aufgabenverteilung zwischen der Hauptverwaltung und den Bezirken soIl
wieder umsetzen, um die Bezirke zu verstlirken und die Bürger- und Ortsnahe der

10Helmut Klages, Oliver Haubner, "Qualitiits-und Erfolgsmerkmale von Organisationen im
öffentlichen Bereich," Verwall ung Organisation Personal, Nr. 4/1990, s. 24.

1 1Hermann Hill, "Strategisı.:he Erfolgsfaktoren in der öfflichen Verwahung,"
Schrlftenrelhe der HochschulE Speyer, Band 112, Duncker und Humblot, Berlin,
1993, s. 29.

12Christoph Reichard, "Internationale Managemenurends," Gerhard Banner und Christoph
Reichard (Hrsg.), Kommunale Managemenlkonzepte fn Europa, Köln, Deutscher
Gemeindeverlag, 1993, S. 4.
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.öffentlichen Verwaltung zu erhöhen. Im Rahmen dieser Aufgabenverteilung beschı1lnkt
sich die Zustllndigkeit der Hauptverwaltung grundsa1zliehauf ministerielle, gesamt- und
hauptst:ldtische rUimliehbezirksübergreifende Angelegenheiten. Die Hauptverwaltung
garantiert die Einheitliehkeit der Berliner Verwaltung und die Angleiehung der
LebensverMltnissc in der gesamten Stadt.

Füi' das gesamte Bebauungsplanverfahren ist die Bezirke (95 'lı) zustandig. im
Rahmen dieser Reformarbeit ferdem die Bezirke auch die Festseızung der BebauungSpıane
in ihre Zustandig zu verlagem. Aber die Senatsfachverwaltungenlehnen diese Verlagenmg
aus dem Grund ab, da8 die Festsetzung der Bebauungspıane ein sehr wichtig politisches
Steuerungsinstrurnent ist .'

2~Bezirlcsreform. Das Ziel dieser Reformma8nahme ist, eine gleiehgewiehtigen
Stadtstroktur zu schaffen. Aus den Gründen der Gewllhrleistung der leistungsflhigen
Organisation und Wirtschaftliehkeit werden 23 Bezirke auf 12 (höchstens IS) veningert.
Aber die existierende Bezirke werden unter Wahrung historisch gewachsener Strukturen
zusammengelegt

Inzwischen wird geplant, die Anzahl der Mitglieder des Bezirlcsamtspm Beziık auf
5 einschie8lieh des Bezirksbilrgermeisterzu verringem. Aber andererselts wird die AnzahI
der Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlungen unverlindert bleiben wegen des
ehrenamtliehenEngagementsund der demokratischenTeilhabe der Bürger.

, 3. Finanzautonomie der Bezirke. Dartiber werden die VorschUlge folgende
erwllhntl3:

Zum Zweeke der Starkiıng der politischen und finanziellen
Eigenverantwortung der Bezirke wird die Finanzstruktur im
Verhöltnis Hauptverwaltung/Bezirlce wie folgt neu geordnet: Die
Bezirlce erhaiten zur eigenverantwortliehen Wahrnehmung aller
ihnen obliegenden Aufgaben Globalsummen mit einem
Höchstbetrag £ÜrPersonalmittel und einem Mindestbetrag füi'
Investitionen zugewiesen, die sie in eigener faehlieher und
politiseber Verantwortung bewirtschaften...

Den Bezirlcen wird Teilhabe am Steuer Auf1commeneingedlumt,
um Anreize für eine aktive Wirtsehaftsförderung-und
Ansiedlungspolitik und den Aufbau der dafüi' erforderliehen
Infrastrukturdurch die Bezirke zu schaffen. Hierbei ist den
besonderen Gegebenheiten der' Einheitsgemeinde Rechnung zu
tragen, insbesondere sind das Budgetreeht, die verfassungsrechtliehe
Kontrollfunktion des Abgeordnetenhauses unddie Funktion des
Rechnunshofes uneingeschdlnkt zu erwahren...

4. Globalsteuerung. Eine zentrale Globalsteuerung der Verwaltung, wie bei
modernen Unternehmen der Wirtschaft wird vorgeschlagen. Dureh dieses zentrale
Globalsteuerungsmodell wird eine' weitgehende Verselbstandigung von

l3Der Berichı über Reform der Berliner Verwaltung, 1993: S., 6.
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Verwaltungseinheiten und eine dezentrale ganzheitliche Fach-, Perwnal-, Organisations-,
Ressourcen- und Ergebnisverantwortung gewahrleistet. Dieses Modeıı wird zun~hst in
den Senatsverwaltungen für Inneres und Soziaks sowie in drei Bezirken erprobt werden.
Wenn es erfolgreich wird, soll es mchendeckend in der Berliner Verwaltung eingeführt
werden.

S. Als die ReformmaBnahme wird die Übertragung der öffentlichen Aufgaben auf
freie und private Trliger zum Ausdruck gebracht. Das Kriterium ist dafür der Grundsatz der
Subsidiaritat und die Wirtschaftlichkeit der öffentlichen Aufgabenwahmehmung.
Besonders an wie folgenden Bereichen:

- Waschereien,
- Gebaudereinigung,
- Krankenpflegedienst.
- Parkhliuser,
- Sportanlagen ete.

Eine solche Übertragung wird die Leistımgsfahigkeit der Verwaltung verbessem
und gleichzeitig gewlihrleisten, die Aufgaben konsengünstiger ;ıU erfüllen. .•

6. Es wird ganz stark betont, daB Berlin als Einheitsgemeinde bleibt. Das heiBt:
'Die staatliche und gemeindliche Tatigkeiten sind nicht getrennt, und die Bezirke bleiben .
immer noch in gleichem Form, also sie ha.ben Selbstverwaltungseinheiten oh ne
Rechtspersönl ichkeit

V. SCHLU8WORT

ı. Die Reformarbeit~ die im 1982 begonnen hat, war nicht die erste. Die Aspekte
der Verwaltungsreform waren früher eher Enlbürokratisierung. Heute ist der Themenkreis
viel eher unter dem Aspekt der Bürgemlihe, der Sparsamkeit und Effektivilat In künftigen
Zeiten wird man eventueli wiederum ganz andere Aspekte zugrunde legen. Das bedeutet: .

\Die Verwaltungsreform ist ein slandiger ProzeB. i,

2. Als eine ReformmaBnahme wird die Verringerung der Anzahl der Bezirke auf
12vorgeschlagen. Gleichzeitig werden auch die Anzahl derMilglieder des Bezirksamts und
der Abteilungen des Bezirksamts verringert. In diesem Punkt soll man folgende Fragen
zur Diskussion stellen:

- Die Verringerung der Anzahl der Bezirkc (fast auf die ffillfte) ist unrealistisch. Im
Sinne der Globalsteuerung ist diese Verringerul1g konsequent. Aber klar ist: le gröBer
eine Organisation ist, desto geringer ist Partizipationschance der Bürger an die
Verwaltung. .

- Wenn die Anzahl der Bezirke verringert wird, wird die Verantwortung der
jeweiligen Bezirke unvermeidbar erhöht. Dennoch wird die Anzahl der Abtcilungen sowie
der Mitglieder des Bezirksamts verringert. Es sicht so aus, als ob es zwischen dem Ziel .
und dem Mittel eine Paradoxie gabe.

- Es geht um eine juristische Diskussion über die Veranderlıng der Bezirksanzahl
in Berlin. Es ist noch zweifelhaft, ob es sich um ein verfassungsJindemdes Gesetz handeln



DIE KOMMUNALE SELBSTVERW ALroNGSREFORM IN BERLIN 209

muB oder ob ein einfaches Gesetz ausreicht, well nach Artikel4 Absatz 2 der Verfassung
von Berlin die ZahI und die Grenzen der Bezirlce nur dun:h Gesetz geandert werden klınnen.

3. Die Bezirke reprllsentieren in Berlin bOrgemlihe und demokratische
Selbstverwaltung14. Sie haben wesentliche Ortliche Aufgaben. Aber die Organe der
Bezİrke besitzen keine legislativen Befugnisse. Die Bezirke dQrfen keine Rechtsnonnen
erlassen. Sie haben nur in einigen FIllen ein MitwirkungsrechL Andeıerseits gibı es viele
Vorteile, eine juristische Person des öffentlichen Rechts zu sein. Als Beispiel: Man darf
einen eigenen Haushalt haben oder bei Gericht darf man KIllger sein. Wegen der Einheit
des Landes Berlin und der Stadt Berlin scheint so, als ob die Bezirke ein Tell der
Hauptverwaltung wllren .

•4. Das System der GroBstadtverwaltung in der TOrkei besteht aus zwei
verschiedenen Ebenen, die Zweistufige Verwaltung, wie in Berlin. oben gibt es eine
Hauptverwaltung, die einen GroBstadtmagisb'at, einen OberbOrgermeister und einen
GroBstadtausschuB hat. Diese Hauptverwaltung ist auch eine kommunale
Selbstverwaltung. Unten gibt es die Bezirksverwaltungen. Jeder Bezirk hat seinen eigenen
BOrgermeister, Magisb'at und BezirlcsausschuB. Die örtlichen Aufgaben sind zwischen der
Hauptverwaltung und den Bezirken aufgeteHt wie in Berlin. Nach dem veıtikalen
Finanzausgleichsprinzip werden die Einnahmen zwischen der Zentralverwaltung, der
Hauptverwaltung und den Bezirlcen aufgeteilL

Die Bezirke sind juristische Personen des öffentlichen Rechts. Sie Iyiben jeweils
ihren eigenen Haushalt, sind aber trotzdem hinsichtlich der Einnahmen abhIngig von der
Zenb'a1verwaltung und der Hauptverwaltung.

Das zentralistische Verwaltungssystem, das in der Taıtei angewendet wird, ist
vom französischen VerwaltlDlgssystem des 19. JahrhlDldert Qbemommen worden. Deshalb
IllBtsich dieses System nicht an die gegenwllrtigen Bedingungen anpassen. Besonders seit
1980 gibt es deswegen Reformbestrebungen auch auf dem Gebiet der kommunaIen
Selbstverwaltung in der TürkeL Die Reduzierung der Anzahı der kommunalen
Selbstverwaltungen bildet einen wichtigen Reformvorschlag, weil viele kommimale
Selbstverwaltungen ineffizient arbeiten. Die VerteHung der Aufgaben lDld Einnabmen ist
nicht richtig geregelt. Deshalb gibt es manchmal fehlende Aufgaben oder manche
Aufgaben werden von mehr als einer VerwaltlDlg erffiUL Es ist eine Tatsaehe, daS sowohl
vertikale Fehlkoordination als auch horizontale existierl

S. Die Hauptverwaltung hat in Berlin die Aufsichtsbefugnisse fiber den Bezirten.
Die Aufsichtsmitteı15 sind Informationsrecht (die Aufsichtsbehörden kOnnen Auskünfte
oder Berichte von den Bezirken zur Erfüllung ihrer Aufgaben fordem), Aufhebungsrecht
(der Senat kann Beschlüsse und Anordnungen bezirklicher Organe, die das bestebende
Recht verletzen, aufheben) und Anweisungsrecht (wenn es erforderlich ist, kann der Senat
dem zusUindigen Organ Weisungen geben, damit es innerhalb bestimmter Fristen
erforderliche Beschlüsse faBt). Aber hier gibt es einen sehr wihctigen Punkt: Die
Hauptverwaltung macht von Aufsichtsbefugnissen nur im Rahmen der Rechtsvorschriften
Gebrauch. Das bedeutet Es handelt sich um keinen WilkürakL Andererseits ist das auch

14Ygl. Art. 50 Abs. 2 Yerfassung von Berlin.
ISYg. Aufbau und Aufgaben der Berliner Bezirksverwaltung. 1992: S. 23-24.
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wichtig, daB die bezirkseigenen Aufga'ben und die übertragenen Aufgaben hinsichtlich der
Aufsicht von der Hauptverwaltung differenziert sind. Die Hauptverwaltung darf die
bezirlcseigenen Aufgaben nur hinsichtlich der Rechtml1Bigkeit kontrollieren, weil diese
Aufgaben lediglich örtliche Anegelegepheiten sind. Aber die Hauptverwaltung darf die
fibertragenen Vorbehaltsaufgaben hinsichtlich der Zweckml1Bigkeit auch kontrollieren,
weil sie einer einheitlichen Durchführung bedürfc~n.

Wenn in diesem Punkt ein Vergleich mit der Türkei gemaeht werden soll, kann
man folgendes feststellen: Die Aufsich lder Hauptverwaltung und auch gegebenenfalls der
Zentralverwaltung ist eher eine sı:>lche der Zweckml1Bigkeit. Aber von diesen
Fachaufsichtsbefugnissen werden meistens von den zuslJindigen Behörden willkürlich
Gebraucht gemacht. Entweder aufgrunı:l der Lücken der Rechtsvorschriften, oder der nicht
klar fonnilierten Rechtsvorschriften bzw. des Mil3trauens der Zentralverwaltung entstehen
derartige WilIkürakte. Ein sehr wichtiges Beispiel dazu von der türkischen Verfassung16:
Die Fachaufsicht der Zentralverwaltung wurde in der Verfassung klar herausgestellt. Die
Zentralverwaltung hat die Fachaufsichtsbefugnisse über die kommunalen
Selbstverwaltungen, um

- die Erfilllung der ört1ichen Aı1fgabetı zu gewl1hrleisten,
- di~ Einheit deS Öffentlichen D;ienstes zu gewllhrleisten,
- den Schutz des öffentlichen Interesses und die vollslJindige Deckung der

öffentlichen Bedürfnisse zu gewl1hrleist~n.

6. Es gibt natürlich vielc: Schwiı~rigkeiten, um eine grundlegende
Verwaltungsreform durehzusetzen. Mangeln des Durchsetiungsvermögen, aber vor allem
auch Wiederstand von Abgeordnetenhaus und Senat auf eine harte Probe stellen. Aber
andererseits die Il1ngerfrgistigen Entwic:klungen 'ton Wirtschaft und Verwaltung in Berlin
lieBen keine andere Wahl.

16Ygl. Art 127 Abs. 5 von der türkischen Yerfassungo
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